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Dritte Plenarſitzung vom 27 . Xpril .

Ne NRits 1 Si N takgllfükrund Foſdd 71 1 Song
In Bez auf die Pr Ifül ſchließt die Syn node ,

daß einem hier wohnhaften Candidaten der Theologie geſtattet

werde , den Sitzungen beizuwohnen , um die Verhandlungen

möglichſt vollſtändig nachzuſchreiben . Er ſoll mit ſeinen Auf —

zeichnungen bei Verfaſſung der Protokolle vom Secretariat bei —

dürfen Die Protokolle ſollen immer einige

Zeit vor der S welcher ſie verleſen werden , den Mit

iedern der Gensralſynode auf dem Secretariat zur Einſichts

nahme aufgelegt werden

Es entwickelte ſich eine kurze Discuſſion über die Errichtung

einer Petitionscommiſſion . Von einer Seite her wurde

das Recht zur Conſtituirung einer ſolchen widerſprochen , indem

nach §. 10 der Kirchen - Verfaſſungsurkunde , lit. f. , nur den

Mitgliedern der Generalſynode das Recht zuſtehe ,

ihre Anſichten , Erfahrungen und Wünſche , das gemeinſame

Wohl der evangeliſchen Kirche des Landes betreffend , unmit —

telbar vorzutragen . Es werde ſohin ein ganz fremdes Ele —

ment in die Kirchenverfaſſun gezogen , und zu endloſen ,

zu keinem Ziele führenden Arbeiten Veranlaſſung gegeben , wo —

durch die Kraft der Synodalen und die Zeit für die Haupt —

rhandlungen der Synode verkümmert würde . Auch ſey jedem

einzelnen Mitgliede der Kirche bei den Diöceſanſynoden Gele —

genheit gegeben , durch ein Mitglied derſelben ſeine das Kirchen —

weſen betreffenden Anſichten und Wünſche zur Kenntniß der

Kirchenobern und der Generalſynoden zu bringen .
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Dieſer Anſicht wurde entgegen gehalten , daß üt . f. des

§. 10 der Kirchenverfaſſung eine weitere Auslegung zulaſſe

daß die Praxis vom

artigen Commiſſion unzweifelhaft ſpreche ; daß der Vortrag einer

Jahre 1834 für die Zuläſſigkeit einer der —

Bitte als ein unveräußerliches , heiliges Recht jedes Kirchen

gliedes betrachtet werden müſſe ; daß es in manchen Fällen

wünſchenswerth ſey , die Anſichten und Wünſche Einzelner zu

vernehmen , zu deren Vortrag ſie bei den 9 Diöcef

ſynoden noch keine Veranlaſſung hatten , — Anſichten , deren

Bekanntwerden auf Aufhellung von Gegenſtänden Bezug haben

könnte , die gerade der jetzigen Generalſynode zur Berathung

vorliegen ; daß die Be rde node

und Kraft auf eine , die Hauptverhandlungen ſtörende Weiſe

zu ſehr in Anſpruch genommen , nicht gegründet erſcheine , in —

dem man wohl auch Etwas dem gut Sin ind richtigen

Takt einer derartigen Commiſſion werde vertrauen dürfen . In

ihrem eigenen Intereſſe und in dem der Generalſynode liege

es , begehrlichem , ungehörigem oder doch nicht zeitgemäßem

Petitioniren dadurch zu begegnen , daß über dergleichen brevi

manu die Tagesordnung werde beantragt werden . Man ver —

einigte ſich dahin , daß eine eigentliche Petitionscommiſ —

ſion nach dem Wortlaut der EeeN nicht zuläſſig

wohl aber eine Vorbereitungscommiſſion zur Begut —

achtung einlaufender Eingaben noth

Die Synode ſchritt nun zur Wahl der

ſiebenten Commiſſion , welcher die Diöceſanſynodalpro

wendig ſey

tokolle zur Begutachtung übergeben wurden , und

achten Commiſſion , als Vorbereitungscommiſſion für ein

laufende Eingaben .

Letzterer Commiſſion übergab das Präſidium mehrere Ein —

gaben , deren in dieſen Mittheilungen noch Erwähnung geſchehen

ſoll , wenn die Vorbereitungscommiſſion ihren Bericht erſtattet

— wird.
s Präſidium bemerkte noch im Allgemeinen , daß es kei —

nen — nehmen werde , alle Eingaben , welche ſich für die

Competenz der Generalſynode eignen , derſelben ſogleich zu über —

geben .
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Der Vorſtand der erſten Commiſſion erſtattete nunmehr Be —

richt ü die vorgelegten Zuſatzartikel zur Geſchäftsordnung

Derſelbe gibt Nachfolgendes zu vernehmen

Hochwürdige Generalſynode !

die Geſchäftsordnung der Generalſynode von 1834 be —

rathen und heſchloſſen zurde var 8 noch hr zweifelhaft , ob
rathen und beſchloſſen wurde , war es noch ſehr zweifelhaft , ob

ine regelmäßige Wiederkehr der Generalſynode in feſt beſtimm —

en Zeitre führt werden würde , und erſt durch die

höchſte Sanct
des §. 24 Wahlordnung von 1834 wurde

es daß d lſynode r die Gültigkeit der Ab —

rdnetenwahlen zu erkennen haben werde , zugleich aber iſt es

hierdurch nothwendig orden , die Geſchäftsordnung in Bezug

f die Wahlprüf

Ihre Commiſſio hat den Auftrag erhalten , zu begutachten ,

ob die zu dieſem Zwecke verfaßten proviſoriſchen Zuſätze , welche

bei Eröffnung der gegenwärtigen Kirchenverſammlung von der

hohen Kirchenregierung gegeben und in Anwendung gebracht

der Generalſynode erhalten , und ſofort

der & ſchäft 8 1 en f N

Die Zweckmäßigkeit der §§. 1 bis 6 dieſer Zuſätze iſt durch

ſich ſelbſt ſo einleuchtend und klar, daß Ihre Commiſſion auf

ürfen glaubt , ohne irgend Gründe

Beim F. 7 ergibt ſich aber ein Anſtand ,

in der Faſſung , als in der Abſicht der

ſchrift zu liegen ſcheint . Nach dieſem Para —

graphen hat die Generalſynode zu entſcheiden , ob Derjenige ,

deſſen Wahl zum Abgeordneten oder Erſatzmann beanſtandet iſt ,

gleichwohl

an den Arbeiten der Synode , jedoch ohne Stimmrecht ,

1 ter gegebe

Theilenehmen dürfe, oder nicht

Nach der Anſicht Ihrer Commiſſion ſind die Arbeiten der

Generalſynode ausſchließlich von deren Mitgliedern , d. h. von

Denjenigen vorzunehmen , welche von Seiner königlichen Hoheit

dem Großherzog dazu ernannt oder von dem Wahlcollegium

gültig dazu erwählt ſind , den einzigen Fall der Wahlprüfung

ausgenommen , in welchem ein ſolcher proviſoriſcher oder Ueber —

gangszuſtand nothwendig iſt . Weſſen Wahl alſo noch nicht für
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gültig erkannt wurde , der ſollte unſers Erachtens auch nicht

einmal mit conſultativer Stimme an den Arbeiten der Synode

Theil nehmen dürfen . Nur das kann für zuläßig gehalten

werden , daß ein Gewählter , von dem es wahrſcheinlich iſt , daß

die Erforderniſſe zur Gültigkeit der Wahl noch durch nachge

forderte Erläuterungen oder Ergänzungen werden erbracht wer

den , zur Anwohnung bei den Plenar - und Commiſſions

Sitzungen zugelaſſen werde , um, wenn ſeine Wahl für gültig

erkannt wird , bereits über die ſeitherigen Arbeiten unterrichtet

zu ſeyn

Ihre Commiſſion ſtellt daher den Ankrag , den zweiten Abſatz
8988 7 Fond l
des §. 7 in folgender Faſſ öanzuneh men :

ſind aber noch Ergänzungen oder Erläuterungen für

nöthig erkannt , ſo entſcheidet die Generalſynode , ob der0

Gewählte bis zur Entſcheidung über die Gültigkeit der

Wahl den Sitzungen anzuwohnen habe , jedoch ohne

Stimmrecht

In das Weſen der Sache eingreifender ſind die Anſtände ,

welche Ihre Commiſſion bei dem . 8 der proviſoriſchen Zuſätze

findet . Nach §. 25 der Wahlordnung tritt der Erſatzmann

ein , ſowohl wenn der Abgeordnete die Wahl ablehnt , als wenn

derſelbe anzeigt , daß er einzutreten verhindert ſey . Dieſer §. 25

ſetzt alſo überall die Gültigkeit der Wahl ſowohl des Abgeord

neten als des Erſatzmanns voraus . Wenn nun der 6. 8 der

proviſoriſchen Zuſätze den Erſatzmann auch im Fall der Ungül

tigkeit der Wahl des Abgeordneten einberufen will , ſo würde

hierin eine Abänderung , wenigſtens eine Erläuterung der Wahl —

ordnung liegen ; oder , wenn man glau byt dief Pofſti inbte bieſe Beſtimmung

durch Interpretation des §. 25 der Wahlordnung in denſelben

hineinlegen zu können , ſo würde in dem 6. 8 eine Erläuterung
des §. 25 der Wahlordnung enthalten ſeyn .

Ihre Commiſſion iſt zwar damit einverſtanden , daß auch

im Falle der Ungültigkeit einer Abgeordnetenwahl der Erſatz

mann einberufen werden folle ; ſie hielt jedoch dafür , daß die

Wahlordnung von 1834 , darin aufrecht zu erhalten ſey , daß

jedenfalls für die Gültigkeit ſämmtlicher Abgeordneten - und

Erſatzmannswahlen geſorgt werden müſſe , und daß deshalb ,

———— —— — — — — — — —
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6 . nes 880 K Rſobald die Wahl eines Al geordneten oder Erſatzmar ns als

ungültig verworfen wird , die oberſte Kirchenbehörde auf An

ſuchen der Generalſynode eine neue Wahl anzuordnen habe .

Dabei möchte Ihre Commiſſion , durch Erfahrung bei den

jüngſten Wahlen veranlaßt , einen Zuſatz zum §. 25 der Wahl

ordnung dahin vorſchlagen :

die Vorſchrift des §. 25 der Wahlordnung findet nurnu

in dem Fall Anwendung , wenn die Ablehnung in den

Eröffnung der Synode erſfolgt ;

t ſie früher , ord der Oberkirchenrath eine

neue Wahl an

Geſchieht die Annahme oder Ablehnung der Wahl

bedingt , ſo iſt dem Gewählten eine angemeſſene

Friſt , längſtens drei Wochen vor Eröffnung der General

Synode , zu ſeiner definitiven Erklärung anzuberaumen .

Ihre Commiſſion iſt übrigens der Anſicht , daß eine Abän —

derung , Erläuterung oder Ergänzung der Wahlordnung nicht

8 Poſt 1 1fIb die Goſch 8 dnur Sdor Fonor
die Be gen über die Geſchäftsordnung der General

ſynode gehe und ſtellt deshall ˖ einſt iliger Umgehung

1 Rog Aurus F
einer Begrundung obiger Vorſchlage den Antrag :

den vorgeſchlagenen §. 8 nicht in die Geſchäftsordnung

aufzunehmen , ſondern nebſt den obigen Vorſchlägen zur

Berathung und Berichterſtattung über eine vorzuneh —

mende Reviſion der Wahlordnung an die J. Commif

ſion zurückzuweiſen

Dabei dürfte es zweckmäßig und zu Förderung unſerer Ge —

ſchäfte dienlich ſeyn , wenn die Commiſſion ermächtigt würde ,

auch noch andere dieſen Gegenſtand betreffende Vorſchläge , wie

B. die Erweiterung der in §. 19 der Wahlordnung aufge

und2 8führten Ausnahmskategorien in Berathung

darüber zu berichte

Der Antrag der Commiſſion wird einſtimmig angenommen .

Ein Abgeordneter erhält nach dieſer Abſtimmung das Wort
5

und begründet in ausführlicher Rede einen Antrag auf Ab —

änderung des §. 13 der Geſchäftsordnung der Generalſynode

von 1834 . Er erklärt : Er kenne zwar nicht die Verhandlun —

gen , welche damals über dieſen Paragraphen gepflogen worden ,
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aber er erinnere ſich , wie die darin ausgeſprochenen Beſchrän

kungen ſchon während der Synode im Jahr 1834 unter den

Geiſtlichen und andern Gliedern der evangeliſch - proteſtantiſchen

Landeskirche den unangenehmſten Eindruck gemacht haben . Man

habe gewußt , daß die Generalſynode verſammelt und mit den

wichtigſten kirchlichen Gegenſtänden beſchäftigt ſe aber von

ihren Verhandlungen , auf die man aus kirchlichen Intereſſen

mit beſonderer Spannung gewartet , ſey den Gliedern der Kirche

mit Ausnahme weniger Berichte , nichts irgendwie Genügendes

bekannt geworden . Er erkenne die Gründe , welche man gegen

eine unbedingte Oeffentlichkeit dieſer Verhandlungen anführe

wohl an , obgleich er nicht alle und jede, die dagegen vorge

bracht würden , für probehaltig erklären könne . Aber eine völlige

Geheimhaltung der Verhandlungen könne er in keiner Weiſe

für begründet erachten , weil ſolche unbillige die Glieder

der Kirche und für die Synode ſelbſt höchſt nachtheilig ſer

Es liege z. B. ein überaus wichtiges und in die Intereſſen der

einzelnen Kirchengemeinden tief eingreifendes Project über die

zur Berathung und Beſchlußfaſſung vor. Die Gemeinden ſeyen

berechtigt , zu erfahren , was in dieſer Angelegenheit verhandelt

und wie ihre Intereſſen vertreten würden . Ueberhaupt liege

es im Intereſſe jeder Repräſentation , daß die dazu Berufenen

öffentlich Rechenſchaft geben von ihrer 2

fentlichkeit leide das Weſen der Repräſentation Schaden und

kaket hn —
hätigkeit Ohne Oef

gehe ſelbſt zu Grunde . Ueberdies ſey das Ende des angerufe

nen Paragraphen zwecklos und ſogar zweckwidrig . Die Ver

öffentlichung der Verhandlungen werde dadurch keineswegs

verhindert , ſondern geſchehe dann nur , ſofern ſie Einzelnen

überlaſſen bleibe und aus unſichern Gerüchten ihren Inhalt

ſchöpfe , auf eine ſchiefe , unrichtige Weiſe , ohne daß die Gene —

ralſynode ein Mittel in Händen habe , ſich dagegen zu recht —

fertigen .

Er ſtelle daher den Antrag : den 5. 13 der Geſchäftsordnung
dahin abzuändern , daß

1) Niemand bei den Verhandlungen der Generalſynode

gegenwärtig ſeyn dürfe , als die Mitglieder derſelben ,

FFF —— — — 22＋ — *
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und ſolche Perſonen , die von ihnen eingeführt werden ;

daß

) ein Redactionsausſchuß , aus drei Mitgliedern beſtehend ,

zur Bekanntmachung der Verhandlungen in öffentlichen

werden ſolle , wozu er das BadiſcheBlättern ernant

Kirchenblatt vorſchlage .

Ein Mitglied der Generalſynode ſetzt ſich dieſem Antrage

entg mit dem Bemerken : die Geſchäftsordnung von 1834

Sch damals hätten ſich einzelne

Mitalieder für Oeffentlichkeit ausgeſprochen , die große Mehrheit

der Stimmen aber dagegen . Der Redner fürchtet nicht nur

ein gewiſſes Befangenwerden einestheils von einer folchen Maß

U 0 mnd . 0 für di Verhandlungen

nachtheilige Aufregung , in welcher man ſich hören laſſen werde

während es hier die Aufgabe der einzelnen Glieder der Ver —

ſammlung ſey , als chriſtliche Männer an dem neuen Aufbau

der Kirche gemeinſam zu arbeiten . Eben ſo hält der Redner

die Veröff hung der Verhandlungen durch den Druck in

keiner Weiſe geeignet die Hände ner derartigen Redac —

tionscommiſſion würde viel zu viel , ja beinahe Alles gelegt ſeyn ,

ſo daß die Generalſynode ſelbſt keinerlei Macht mehr hinſicht

lich der projectirten Veröffentlichung in Händen hätte .

Ein anderer Abgeordneter unterſtützte den geſtellten Antrag

mit der Modification ad 1, daß nur Geiſtlichen und Kirchen

gemeinderäthen die Gallerien geoffnet werden ſollten , ad 2

aber müſſe er die Karlsruher Zeitung , oder noch beſſer , ein

eigenes Synodalblatt , für geeigneter halten zu discreten Mit —

theilungen aus den Verhandlungen der Generalſynode . Mit

dieſer Modification wurde der Antrag von einer ganzen Reihe

von Rednern unterſtützt . Außer den von dem Antragſteller

ſelbſt ſchon geltend gemachten Gründen erblickte man zugleich

in der vorgeſchlagenen Maßregel , wo nicht das einzige , doch

jedenfalls ſchnellſte und ſicherſte Schutzmittel gegen einſeitige

Beurtheilungen und Entſtellungen durch Privatmittheilungen ,—
ugleich ein Bildungsmittel für künftige Synodalmitglieder

Das ſeit 1834 allenthalben friſcher erwachte kirchliche Leben

fordere allgemein eine derartige Oeffentlichkeit , welche der För —

—
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derung ſolchen Lebens keinen Abbruch thue , ſondern vielmehr

neue Nahrung zuführe . Darum ſey wohl auch das Verlangen

nach ſolcher Oeffentlichkeit ſo allgemein kundgegeben worden

aus faſt allen Bezirken des Landes , aus welchen die Abgeord

neten eingetroffen . Nicht nur in ihrem eigenen , ſondern auckh

im Namen ihrer Wähler müßten ſie daher ſolcher Oeffentlichkeit

das Wort reden . Der Antragſteller wies die Befürch der

Befangenheit für die Synodalen , wenn ſie vor Zuhörern rede

ten , zurück , indem er der Meinung ſey , daß eine weit größere

Befangenheit bei Zuſchließung des Sitzungsſaales , für die geiſt

lichen Mitglieder wenigſtens , hervorgerufen werde . D

man dem Herrn Präſidenten des Miniſteriums des In

und den Gliedern der hohen Kirchenbehörde gegenüber , welche

über die zeitlichen Eriſtenzmittel der Geiſtlichen zu entſcheiden

hätten . Dies könne , ohne das Gegenwicht der Oeffentlichkeit

befangener machen , als das R ivor den Mitgliedern der

Kirche aus den verſchiedene Theilen des Lande

Einige andere Abgeordnete erklärten ſich gegen die Oeffnung

der Gallerien , — die ſie bei ſo zarten Gegenſtänden , die hier

verhandelt würden , immer für bedenklich hielten , ſprachen aber

für eine wohlabgemeſſene Veröffentlichung des weſentlichen Theils

der Verhandlungen durch den Druck , ſofern nicht auch hier in

einzelnen Fällen Gründe für die Nichtveröffentlichung ſprächen

worüber die Entſcheidung einer Redactionscommiſſion überlaſſen

werden müſſe .

Nachdem der Herr Präſident erklärt hatte , daß er höheren

Auftrags zufolge , auf die Oeffnung der Gallerie in keiner
Weiſe einzugehen vermöge , gegen eine Ueberweiſung des zwei
ten Antrags an eine Commiſſion zur Begutachtung aber nichts
einzuwenden habe , wurde der zweite Theil des berühr

ten Antrags nach gemeinſamem Beſchluß der Synod

erſten Commiſſion zur Begutachtung übergeben

( Schluß dieſer Verhandlung ſtehe fünft
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